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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

GlE: Steuerbefreiung für zu Wohnzwecken vermietete Grundstücke in 
Drittstaaten 

Infolge der Entscheidung des EuGH vom 12.10.2023 in der Rechtssache C-
670/21 BA, haben sich die obersten Finanzbehörden der Länder zur 
unionsrechtskonformen Anwendung der § 13c ErbStG a. F. sowie §§ 13d, 28 
Absatz 3 ErbStG geäußert. Der Erlass ist auf alle noch offenen Fälle 
anzuwenden. 

Inhalt der gleich lautenden Erlasse 

Der EuGH hat mit Urteil vom 12. Oktober 2023 in der Rechtssache C-670/21 
(BA), BStBl 2024 II n. n., entschieden, dass die Steuerbefreiung für zu 
Wohnzwecken vermietete Grundstücke nach § 13c ErbStG in der Fassung vom 
24. Dezember 2008 (§ 13c ErbStG a.F.) gegen die Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 
bis 65 AEUV) verstößt, da Grundstücke in Drittstaaten von der Vergünstigung 
ausgeschlossen sind (siehe unseren Blogbeitrag). Darüber hinaus hat der EuGH 
festgestellt, dass im Hinblick auf den Rechtfertigungsgrund der wirksamen 
Steueraufsicht entsprechend seiner ständigen Rechtsprechung ein Ausschluss 
der Steuervergünstigung für Grundstücke in solchen Drittstaaten gerechtfertigt ist, 
mit denen kein umfassender Informationsaustausch besteht. 

Die Entscheidung gilt gleichermaßen für den ab 1. Juli 2016 geltenden § 13d 
ErbStG, dessen Regelungsinhalt dem § 13c ErbStG a.F. entspricht. Nach § 13d 
Absatz 3 Nummer 2 ErbStG wird der Befreiungsabschlag nur für Grundstücke, die 
im Inland, in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraums belegen sind, gewährt. Das Urteil des EuGH 
hat auch Auswirkungen auf Stundungen nach § 28 Absatz 3 ErbStG, da dieser 
tatbestandlich auf die Belegenheitsvoraussetzung des § 13d ErbStG verweist. 

Zur unionsrechtskonformen Anwendung der § 13c ErbStG a. F. sowie §§ 13d, 28 
Absatz 3 ErbStG gelten die nachfolgenden Ausführungen: 

Der Befreiungsabschlag ist über den Wortlaut des § 13c Absatz 3 Nummer 2 
ErbStG a. F. bzw. § 13d Absatz 3 Nummer 2 ErbStG hinaus zu gewähren, wenn 
das Grundstück in einem Drittstaat belegen ist und in Bezug auf die Erbschaft- 
und Schenkungsteuer ein Informationsaustausch mit diesem Drittstaat 
sichergestellt ist. 

Mit dem Drittstaat, in dem das Grundstück belegen ist, ist ein 
Informationsaustausch sichergestellt, wenn er aufgrund völkervertraglicher 
Abkommen oder Übereinkommen verpflichtet ist, der Bundesrepublik 
Deutschland Amtshilfe in Steuersachen in einem Umfang zu leisten, der für die 
Überprüfung der Voraussetzungen des § 13c ErbStG a. F. bzw. § 13d ErbStG 
erforderlich ist. Nur ein derartiges Amtshilfeniveau ermöglicht die Überprüfung der 
tatbestandlichen Voraussetzungen durch die deutsche Steuerverwaltung 
unabhängig von den Angaben des Steuerpflichtigen, sowie der vom 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/239881/versagung-der-erbschaftsteuerverguenstigung-fuer-in-drittstaaten-vermietete-grundstuecke-nicht-mit-eu-recht-vereinbar/
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Steuerpflichtigen vorgelegten Nachweise und ist wirksam in der Lage, Missbrauch 
vorzubeugen. 

Die Gewährleistung ausreichender Amtshilfemaßnahmen kann angenommen 
werden, wenn der jeweilige Drittstaat den OECD- Standard für Transparenz und 
effektiven Informationsaustausch auf Ersuchen im Sinne des § 4 Absatz 2 
Nummer 2 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 des Steueroasen-Abwehrgesetzes 
im Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland umgesetzt hat. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn der Staat das Übereinkommen vom 25. Januar 
1988 über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen, ggf. in der Fassung des 
Änderungsprotokolls vom 27. Mai 2010, ratifiziert hat oder diesem beigetreten ist 
und nicht durch Hinterlegung eines wirksamen Vorbehalts die Amtshilfe in Bezug 
auf die Erbschaft- und Schenkungsteuer ausgeschlossen hat. Der OECD-
Standard ist daneben beispielsweise auch gewahrt, wenn der Drittstaat mit der 
Bundesrepublik Deutschland ein Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen 
hat, das einen Informationsaustausch entsprechend dem Artikel 26 des OECD-
Musterabkommens unter Einschluss der Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer 
beinhaltet. Wird im Einzelfall die Amtshilfe tatsächlich nicht geleistet, ist die 
vorgenannte Annahme der Gewährleistung ausreichender Amtshilfemaßnahmen 
in dem Einzelfall widerlegt. 

Hinsichtlich der Staaten, die die genannten Voraussetzungen erfüllen, wird auf die 
Anlage 1 zum „Merkblatt zur zwischenstaatlichen Amtshilfe durch 
Informationsaustausch in Steuersachen“ (vgl. BMF-Schreiben vom 29. Mai 2019, 
BStBl I S. 480) in der jeweils geltenden Fassung verwiesen. 

Für die Stundung nach § 28 Absatz 3 ErbStG gelten die vorstehenden 
Ausführungen entsprechend. Eine Stundung kann für Grundstücke, die in 
Drittstaaten belegen sind, jedoch nur gewährt werden, wenn dieser Drittstaat 
neben der Informationsamtshilfe auch zu Beitreibungsamtshilfe verpflichtet 
ist. Zur Absicherung des Steueraufkommens und zur Durchsetzung der 
Ansprüche ist es notwendig, dass der Grundbesitz in einem Drittstaat belegen ist, 
der aufgrund völkervertraglicher Abkommen oder Übereinkommen verpflichtet ist, 
der Bundesrepublik Deutschland Amtshilfe bei der Beitreibung 
erbschaftsteuerlicher Forderungen gemäß einem dem Artikel 27 des OECD-
Musterabkommens 2017 zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen entsprechenden Artikel in 
einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung in Bezug auf die 
Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer zu leisten. 

Der Erlass ist auf alle noch offenen Fälle anzuwenden. 

Fundstelle 

Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehörden vom 19. Juni 2024, 12-36-
S 3812c/2024-001/001.  
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 1. August 2024 

 
 
Der Eigentumserwerb an Grundstücken durch einen 
interkommunalen Zweckverband im Rahmen einer Umlegung ist 
nicht von der Grunderwerbsteuer befreit, wenn der Zweckverband 
nicht als Eigentümer eines im Umlegungsgebiet gelegenen 
Grundstücks am Umlegungsverfahren teilgenommen hat. Der 
Grundstückserwerb des Zweckverbandes ist auch nicht aufgrund 
einer interpolierenden Zusammenschau der Befreiungstatbestände 
von § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 Buchst. b i.V.m. § 4 Nr. 1 des 
Grunderwerbsteuergesetzes steuerfrei zu stellen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Das Hauptzollamt trägt die Feststellungslast für das Vorliegen der 
Massezugehörigkeit, wenn es gegen einen Insolvenzverwalter 
Kraftfahrzeugsteuer für ein auf den Insolvenzschuldner 
zugelassenes Fahrzeug festsetzt. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Erwerb eines Grundstücks durch eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts erfolgt nicht aus Anlass des Übergangs von 
öffentlich-rechtlichen Aufgaben, wenn bei der übertragenden 
juristischen Person des öffentlichen Rechts zu keinem Zeitpunkt 
die öffentlich-rechtliche Aufgabe und das Eigentum an dem 
Grundstück zusammengefallen sind. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil II R 4/22: 
Grunderwerbsteuer bei 
Grundstückserwerb im 
Umlegungsverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
15. Mai 2024 
 

Urteil IV R 18/21: 
Kraftfahrzeugsteuer 
als Masse-
verbindlichkeit 
 
 
 
 
 
 
 
11. April 2024 
 

 

 
Urteil II R 45/21: 
Steuerbefreiung beim 
Grundstückserwerb 
aus Anlass des 
Übergangs von 
öffentlich-rechtlichen 
Aufgaben 
 
 
 
 
28. Februar 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410132/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410133/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410131/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Zuordnung von erstmalig zuzurechnendem Einkommen einer 
Organgesellschaft im Rahmen der Spartenrechnung des Organträgers 
Bei Aufnahme einer weiteren Tätigkeit durch eine Kapitalgesellschaft, auf die § 8 
Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) Anwendung findet, ist 
erst mit der getrennten Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte und mit dem 
Unterlassen einer Verlustverrechnung oder eines Verlustabzugs (§ 8 Abs. 9 Satz 
2, 4 und 5 KStG) eine Entscheidung darüber verbunden, ob eine neue, 
gesonderte Sparte im Sinne des § 8 Abs. 9 Satz 3 Halbsatz 1 KStG vorliegt. Dies 
gilt entsprechend für den Veranlagungszeitraum, in dem eine Organschaft neu 
begründet wird. Dies hat der BFH in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Zwischen der Klägerin, einer GmbH, deren Alleingesellschafterin eine Stadt ist, 
und der A-GmbH, an der die Klägerin etwa 95 % der Anteile hielt und deren 
Unternehmensgegenstand die Beförderung von Personen und Gegenständen mit 
Kraftfahrzeugen und Bahnen war, bestand seit 2001 ein 
Gewinnabführungsvertrag und eine körperschaftsteuerrechtliche Organschaft. 
Zudem war die Klägerin -neben weiteren Beteiligungen- mit über 50 % an der im 
Bereich diverser Versorgungstätigkeiten tätigen B-AG beteiligt. 
Nach der Einführung der sogenannten Spartenrechnung durch das 
Jahressteuergesetz 2009 vom 19.12.2008 (BGBl I 2008, 2794) bildete die 
Klägerin zum Beginn des Jahres 2009 für die Ermittlung des Gesamtbetrags der 
Einkünfte die Sparte "Verkehr und Versorgung" (Sparte 1) einerseits sowie die 
Sparte "Immobilienwirtschaft" (Sparte 2) andererseits. Der Sparte 1 waren aus 
Sicht der Klägerin -neben weiteren Beteiligungen- das ihr im Rahmen der 
Organschaft zugerechnete Einkommen der A-GmbH sowie die von der B-AG 
bezogenen Dividenden zuzuordnen. Dementsprechend reichte die Klägerin ihre 
Steuererklärung für das Jahr 2009 im März 2011 ein. Mit Wirkung ab 01.01.2010 
begründete sie durch den Abschluss eines Gewinnabführungsvertrags eine 
körperschaftsteuerrechtliche Organschaft mit der B-AG. 
Im Anschluss an eine Außenprüfung ging das zu diesem Zeitpunkt für die 
Besteuerung der Klägerin zuständige Finanzamt A davon aus, dass im Jahr 2009 
neben der "Immobilienwirtschaft" (Sparte 2) als weitere Sparte nur die Sparte 
"Verkehr" (Sparte 1) bestanden habe. Die Begründung der Organschaft zwischen 
der Klägerin und der B-AG im Jahr 2010 habe zur Bildung einer neuen und dabei 
die Bereiche "Verkehr und Versorgung" umfassenden Sparte (Sparte 3) geführt, 
da die Tätigkeit der Organgesellschaft nicht gleichartig im Sinne des § 8 Abs. 9 
Satz 3 KStG zu einer bereits bestehenden Sparte der Organträgerin sei. Die 
Verlustvorträge aus der Sparte 1 seien einzufrieren und könnten erst dann 
aufleben, wenn wieder nur noch eine Sparte "Verkehr" bestehe. In der Folge 
erließ das Finanzamt A entsprechende Änderungsbescheide für die Jahre 2009 
bis 2011 (Streitjahre), gegen welche die Klägerin ohne Erfolg Einspruch einlegte. 
Der hiergegen gerichteten Klage gab das Hessische Finanzgericht mit 
Gerichtsbescheid überwiegend statt. 
Hiergegen hat sich das Finanzamt A mit seiner auf die Verletzung materiellen 
Rechts gestützten Revision gewandt. Während des zuletzt unter dem 
Aktenzeichen V R 51/20 geführten Revisionsverfahrens ist infolge einer 
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Neuorganisation der Finanzbehörden der nunmehrige Beklagte und 
Revisionskläger Finanzamt B für die Besteuerung der Klägerin zuständig 
geworden. Mit Beschluss vom 12.03.2024 - V R 51/20 hat der erkennende Senat 
das Verfahren betreffend Körperschaftsteuer 2009, gesonderter Feststellung zur 
Körperschaftsteuer 2010 und 2011, gesonderter Feststellung der verbleibenden 
Verlustvorträge zur Körperschaftsteuer zum 31.12.2009 und 31.12.2010 in den 
Fällen des § 8 Abs. 9 KStG, gesonderter Feststellung des vortragsfähigen 
Gewerbeverlustes auf den 31.12.2009 und 31.12.2010 sowie Zerlegung der 
Gewerbesteuermessbeträge 2010 und 2011 gemäß § 73 Abs. 1 Satz 2 der 
Finanzgerichtsordnung (FGO) unter dem hier vorliegenden Aktenzeichen 
abgetrennt. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Hinsichtlich des Bescheids über die gesonderte Feststellung der verbleibenden 
Verlustvorträge in den Fällen des § 8 Abs. 9 KStG zum 31.12.2010 und des 
Bescheids über die Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 
31.12.2010 ist die Klage -anders als es das Finanzgericht angenommen 
hat- bereits unzulässig. Die Klägerin ist insoweit nicht beschwert (§ 40 Abs. 2 
FGO), da die von ihr für das Streitjahr 2010 begehrte Verrechnung der Verluste 
aus der Sparte 1 mit den vom Finanzamt A für die Sparte 3 festgestellten -jeweils 
positiven- Beträgen für den Gesamtbetrag der Einkünfte sowie den 
Gewerbeertrag zur Folge hätte, dass für die Sparte 1 nur noch ein geringerer 
Verlustvortrag und ein geringerer vortragsfähiger Gewerbeverlust festzustellen 
wären. 
Die Klage, soweit sie sich gegen den Körperschaftsteuerbescheid 2009 und 
gegen den Bescheid über die gesonderte Feststellung der verbleibenden 
Verlustvorträge in den Fällen des § 8 Abs. 9 KStG zum 31.12.2009 sowie den 
Bescheid über die Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 
31.12.2009 richtet, ist unzulässig, da eine Rechtsverletzung nicht hinreichend 
geltend gemacht ist (§ 40 Abs. 2 FGO). 
Soweit sich die Klägerin mit ihrer Klage gegen die Bescheide für 2010 und 2011 
über die gesonderten Feststellungen im Zusammenhang mit der 
Körperschaftsteuerfestsetzung richtet, in denen jeweils nach § 4h Abs. 4 Satz 1 
EStG i.V.m. § 8 Abs. 1, § 8a und § 31 Abs. 1 Satz 1 KStG der verbleibende 
EBITDA-Vortrag zum Ende des Veranlagungszeitraums festgestellt wurde, ist 
eine Rechtsverletzung im Sinne des § 40 Abs. 2 FGO nicht hinreichend geltend 
gemacht worden. Auch insoweit ist die Klage als unzulässig abzuweisen. 
Die gegen die Bescheide über die Zerlegung des Gewerbesteuermessbetrags 
2010 und 2011 gerichtete Klage ist aufgrund der vorrangigen Anfechtung der 
Gewerbesteuermessbescheide unbegründet. Der Gewerbesteuermessbescheid 
ist insbesondere hinsichtlich des Steuermessbetrags Grundlagenbescheid für den 
Zerlegungsbescheid (BFH-Urteile vom 13.05.1993 - IV R 1/91, BStBl II 1993, 828; 
vom 20.04.1999 - VIII R 13/97, BStBl II 1999, 542; vom 28.06.2000 - I R 84/98, 
BStBl II 2001, 3). In der Folge ist eine Klage gegen den Zerlegungsbescheid 
unbegründet, die mit der Begründung erhoben wird, ein niedrigerer 
Gewerbesteuermessbetrag sei nach § 8 Abs. 9 Satz 5 KStG i.V.m. § 10a Satz 9 
GewStG festzusetzen. 
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Fundstelle 
BFH, Urteil vom 14. März 2024 (V R 2/24), veröffentlicht am 25. Juli 2024. 
 
Rückstellung für Altersfreizeit 
Für die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Gewährung von Altersfreizeit (von 
zwei Tagen pro Jahr der Betriebszugehörigkeit), die unter den Bedingungen einer 
mindestens zehnjährigen Betriebszugehörigkeit des Arbeitsnehmers sowie der 
Vollendung dessen 60. Lebensjahres steht, ist eine Rückstellung für ungewisse 
Verbindlichkeiten zu bilden. Dies hat der BFH in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist die steuerliche Berücksichtigungsfähigkeit einer Rückstellung für 
Altersfreizeit. 
Die Klägerin, eine Personengesellschaft in der Rechtsform der OHG, gewährte 
ihren Arbeitnehmern zusätzliche bezahlte Freizeit von zwei Arbeitstagen je vollem 
Jahr ihrer Betriebszugehörigkeit, soweit sie dem Betrieb mindestens zehn Jahre 
ununterbrochen zugehörig waren und das 60. Lebensjahr vollendet hatten. Vor 
diesem Hintergrund passivierte die Klägerin in der Steuerbilanz zum 31.12.2016 
eine Rückstellung für Altersfreizeit. 
Hingegen vertrat das Finanzamt im Rahmen einer steuerlichen Außenprüfung die 
Auffassung, dass die Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung für 
ungewisse Verbindlichkeiten nicht erfüllt seien. Insbesondere liege kein 
Erfüllungsrückstand seitens der Klägerin gegenüber ihren Arbeitnehmern vor, da 
diese keine Mehrleistungen erbracht hätten, wie beispielsweise in der 
Ansparphase im Rahmen einer Altersteilzeitvereinbarung. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Köln hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Entgegen der Ansicht des Finanzamts ist die wirtschaftliche Verursachung der 
zurückgestellten (ungewissen) Verbindlichkeit in der Zeit vor dem Bilanzstichtag 
(31.12.2016) gegeben. Ein Erfüllungsrückstand liegt nach der revisionsrechtlich 
nicht zu beanstandenden Würdigung des FG vor. 
Der Anspruch der Arbeitnehmer (als Sachleistungsverpflichtete) ist durch ihre 
Arbeitsleistung -zum Teil aufschiebend bedingt durch eine mindestens 
zehnjährige Betriebszugehörigkeit und die Vollendung des 60. 
Lebensjahres- entstanden und damit erdient beziehungsweise "realisiert". 
Die Altersfreizeit gilt vergangene Arbeitsleistung ab und ist dieser synallagmatisch 
zweckgerichtet und zeitlich zuordenbar. Dies gilt jedenfalls bei der gebotenen 
wirtschaftlichen Betrachtungsweise (dazu BFH-Urteil vom 25.05.2016, I R 17/15, 
BStBl II 2016, 930, Rz 23; Sievert in Prinz/Kanzler, Handbuch Bilanzsteuerrecht, 
4. Aufl., Rz 6203). 
Durch die Anknüpfung an die Dauer der Betriebszugehörigkeit handelt sich bei 
der Altersfreizeit um ein Entgelt für während dieser Zeit erbrachte 
Arbeitsleistungen sowie für die Nichtausübung des Kündigungsrechts (BFH-Urteil 
vom 05.02.1987, IV R 81/84, BStBl II 1987, 845, unter 1.c [Rz 19], zur 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410125/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Rückstellung für Zuwendungen aus Anlass eines Arbeitnehmerjubiläums). Die 
Arbeitnehmer haben dadurch eine Vorleistung erbracht. 
Hingegen muss die Klägerin ihre Gegenleistung in Gestalt der Altersfreizeit noch 
erbringen. Sie hat am Bilanzstichtag weniger geleistet, als sie nach dem 
Arbeitsvertrag und den Bestimmungen des Manteltarifvertrags zu leisten 
verpflichtet ist. Insofern befindet sie sich in einem Erfüllungsrückstand. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 5. Juni 2024 (IV R 22/22), veröffentlicht am 25. Juli 2024. 
 

Business Meldungen 
 
The Jazz-and-Wine-Resolution – Live Music, Drinks, Food, and Talks Above the 
Rooftops of Berlin 
  
Im Rahmen der diesjährigen Berlin Dispute Resolution Days lädt die PwC Legal 
AG die Konferenzteilnehmer:innen und andere Schiedsinteressierte herzlich zur 
Veranstaltung „The Jazz-and-Wine-Resolution“ ein. Wir öffnen die Türen unserer 
Eventetage in Berlin Mitte für ein exklusives Networking-Event. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 

Terminplaner 
  
Transfer Pricing Breakfast Hamburg 
Präsenzveranstaltung, 17.9.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/TP-Breakfast
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410130/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/244550/the-jazz-and-wine-resolution-live-music-drinks-food-and-talks-above-the-rooftops-of-berlin/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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